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   Carlo Clemens, bildungspolitischer Sprecher der AfD-Landtagsfraktion NRW 
  

1.1 AfD-Anfrage zeigt: Kinder ohne Migrationshintergrund werden an Grundschulen in NRW zur   

      Minderheit  1. August 2022 

An 994 Grundschulen in NRW – vorwiegend im Ruhrgebiet – sind Kinder ohne Migrationshintergrund 

bereits in der Minderheit. An 54 Grundschulen liegt der Migrantenanteil zwischen 90 und 100 Prozent. An 

weiteren 227 sind es 75 bis 90 Prozent.Die nordrhein-westfälischen AfD-Landtagsabgeordneten Carlo 

Clemens und Enxhi Seli-Zacharias haben die NRW-Regierung nach dem Anteil von Schülern mit 

Migrationshintergrund an Grundschulen in NRW gefragt. Die Antwort zeigt: An 994 von 2787 

Grundschulen liegt der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund bei 50 Prozent oder höher, Kinder ohne 

Migrationshintergrund sind dort in der Minderheit.Für das Leistungsniveau der Schüler eine fatale 

Entwicklung, wie Carlo Clemens, bildungspolitischer Sprecher der AfD-Fraktion, klarstellt:„Für 

leistungsorientierten Unterricht brauchen Schüler möglichst leistungshomogene Lerngruppen. Das wird 

durch eine Politik konterkariert, die eine zunehmende Heterogenisierung der Gesellschaft aktiv herbeiführt. 

Schon 2003 stellte das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung in Berlin fest, dass das Leistungsniveau 

im Schnitt drastisch sinkt, wenn an einer Schule mehr als jeder fünfte Schüler aus einer Zuwandererfamilie 

kommt.“Enxhi Seli-Zacharias, integrationspolitische Sprecherin der AfD-Fraktion, verweist auf die tickende 

kulturelle Zeitbombe, die im Bildungsbereich entstanden ist: “Die Schulen im Ruhrgebiet müssen bereits 

jetzt wachsende kulturelle Konflikte und sprachliche Hürden bei sich zuspitzendem Lehrermangel 

aushandeln. Eltern, die es sich leisten können, schicken ihre Kinder lieber auf Privatschulen. Dabei ist die 

Institution Schule einer der wichtigsten Sozialisationsstätten, hier müsste ein Grundstein für das Erlernen 

unserer Sprache und eine gelingende Integration gelegt werden – stattdessen hat die verfehlte NRW-

Landespolitik der vergangenen Jahrzehnte sie zur Keimzelle für immer weiter ausufernde 

Parallelgesellschaften gemacht.“ 

 

1.2 Nur AfD wahrt Leistungsgedanken in Schulpolitik    24. Juni 2022 

Distanzunterricht, Gleichmacherei, Akademisierung: Die von CDU und Grünen angekündigte 

Bildungspolitik ist ein Weiter-So der größten Missstände„Kein Wort zu den enormen Integrations- und 

Inklusionsproblemen an unseren Schulen“, kommentiert der bildungspolitische Sprecher der AfD-Fraktion 

NRW, Carlo Clemens. „Stattdessen werden der Islamunterricht und das Lernen in Herkunftssprache gestärkt. 

Und während Universitäten mehr Klima- und Genderforschung betreiben sollen, bleiben die 

Berufsausbildung und Förderschulen fast gänzlich auf der Strecke.Insgesamt sind die Pläne von CDU und 

Grünen eine klare Kursentscheidung gegen leistungshomogene Lerngruppen und die Vielfalt des 

mehrgliedrigen Schulsystems. Die AfD ist der letzte Wahrer eines alters- und begabungsgerechten 

Leistungsgedankens in der Schulpolitik.“ 

1.3 Jugendämter in NRW erhielten 322 Millionen Euro für junge Ausländer!    21. April 2021  

Geldsegen für unbegleitete minderjährige Ausländer (Symbolbild): Jugendämter in NRW erhielten 322 

Millionen Euro  

322 Millionen Euro erhielten Jugendämter vom Land Nordrhein-Westfalen im vergangenen Jahr als 

Aufwendungserstattungen für unbegleitete minderjährige Ausländer (UMA). Allein Köln erhielt 29,7 Mio. 

Euro, wie eine Anfrage der AfD-Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen aufdeckt. 2020 wurden 

bundesweit über 106.000 Asylsuchende registriert. Darunter auch unbegleitete minderjährige und junge 

volljährige Migranten. Von 2014 bis 2019 gab es laut Großer Anfrage der AfD-Fraktion zu fiskalischen 

Lasten der Zuwanderung allein in NRW 30.606 vorläufige Aufnahmen für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge. Gabriele Walger-Demolsky, integrationspolitische Sprecherin der AfD-Landtagsfraktion 

beklagt, dass in der Vergangenheit bisweilen nur in fünf von 100 Fällen eine Altersfeststellung stattfand und 

wir aus Ländern wie Schweden wissen, dass Altersangaben in 80 von 100 Fällen nicht stimmten. 
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  Sven Tritschler MdL, Abgeordneter der AfD-Landtagsfraktion in NRW  

1.4 Gefährliche Orte in NRW: AfD-Fraktion fordert Maßnahmen  27. Mai 2020 

Ende 2017 wollte die AfD-Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen per Großer Anfrage (Drs. 17/1363) 

wissen, welche Orte in NRW als gefährlich einzustufen sind. Die Landesregierung allerdings verweigerte, 

mit höchst fadenscheinigen Begründungen, eine adäquate Beantwortung. Erst durch den Zwang 

höchstrichterlichen Urteils versprach das Innenministerium, seinen grundlegenden parlamentarischen und 

demokratischen Verpflichtungen nachzukommen – versuchte dann allerdings wieder zu mauern. Diese 

offensichtliche Missachtung des Verfassungsgerichtsurteils veranlasste die AfD-Faktion am 20.04.2020 zu 

einer weiteren Kleinen Anfrage, die am 20.05.2020 zwar sehr vage und mit viel Geschwurbel, aber immerhin 

beantwortet wurde. Nun endlich werden auch die im Sinne des §12 PolG NRW als gefährlich oder verrufen 

einzustufenden Orte genannt. Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Sven Tritschler mit einer ersten 

Einschätzung: “Jeder weiß, dass es mittlerweile Straßen, ja ganze Bezirke gibt, in denen man sich 

insbesondere bei Dunkelheit besser nicht blicken lassen sollte. Die AfD hat dieses Problemfeld schon sehr 

früh benannt, auch unter Hinweis darauf, dass sich hier auch die Folgen einer in weiten Teilen verfehlten 

Migrations- und Integrationspolitik zeigen.” “Doch statt über tragfähige Konzepte nachzudenken und im 

Sinne eines Rechtsstaats, der seine Bürger schützt, zu agieren, hat die Landesregierung stets abgewiegelt und 

das Problem verharmlost. Nun jedoch ist klar, warum die Landesregierung hier so lange mauerte. Sie wollte 

die Bürger schlicht darüber im Unklaren lassen, dass sie in vielen Bereichen die Lage nicht mehr im Griff 

hat. Wir wissen jetzt, wo genau die Kriminalitäts-Hotpots und No-Go-Areas in NRW sind und werden das 

sorgfältig analysieren. Mit diesen Erkenntnissen werden wir die Landesregierung unter Druck setzen, um vor 

Ort Abhilfe zu schaffen!” Der Fraktionsvorsitzende Markus Wagner ergänzt in seiner Eigenschaft als innen- 

und sicherheitspolitischer Sprecher: “Ganz wichtig dabei ist, dass wir unsere Sicherheitskräfte mit aller Kraft 

unterstützen. Dies nicht nur personell und organisatorisch, sondern mit dem notwendigen Vertrauen in 

unsere Polizei, die am besten beurteilen kann, mit welchen Maßnahmen es gelingt, wieder Herr der Lage zu 

werden.” 

 

  Gabriele Walger-Demolsky, integrationspolitische Sprecherin der AfD-Landtagsfraktion NRW 

1.5 NRW fördert ‘Flüchtlingsrat’ weiter trotz der Kontakte zu linksextremen Gruppen 11. Oktober 2019  

Auf Einwirken der AfD-Fraktion wurde Link zu einer Broschüre mit Tipps zur ‘Abschiebungs-Blockade’ 

gelöscht.  

Als Folge einer Kleinen Anfrage der AfD-Landtagsfraktion vom 29. April 2019 wurde auf der Internetseite 

des ‘Füchtlingsrats NRW’ der Link zu einer Broschüre der ‘Interventionistischen Linken’ gelöscht. Auf der 

seit Dezember 2015 auf der Hompage zu sehenden Information wurden Tipps gegeben, mit welchen Mitteln 

Abschiebungen blockiert werden können. Der Verfasser gibt dabei auch die Umwälzung der herrschenden 

Verhältnisse als Ziel an. Außer der Verlinkung finden sich auf der Webseite der Interventionistischen Linkes 

auch Kontakte bzw. gemeinsame Aktionen des Flüchtlingsrats mit mehreren Antifa-Gruppen, der 

Linksjugend Solid, der DKP sowie der Roten Hilfe. Die AfD-Fraktion gab sich mit der bloßen Löschung des 

Links nicht zufrieden und formulierte im Integrationsausschuss einen ‘Berichtswunsch’, um zusätzlich Licht 

ins Dunkel dieser Angelegenheit zu bringen. Diesem Wunsch verweigerte sich der Integrationsminister in 

NRW. Daraufhin wurde von der AfD-Fraktion, vertreten durch die integrationspolitische Sprecherin 

Gabriele Walger-Demolsky, die Einstellung der Zusammenarbeit mit dem Flüchtlingsrat und eine 

Beendigung der finanziellen Förderung durch das Land NRW beantragt, was jedoch von den anderen 

Parteien im Landtag – wie zu erwarten – mit ausweichenden Begründungen abgelehnt wurde. Somit bleibt 

als Fazit, dass, wie schon beim Zentralrat der Muslime in Bezug auf religiösen Extremismus, Minister Stamp 

auch beim Flüchtlingsrat NRW in Bezug auf Linksextremismus offenbar weiterhin beide Augen zudrückt. 

“Man muss in beiden Fällen von bewusst unterschätztem Extremismus sprechen”, so Walger-Demolsky. 
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Roger Beckamp, AfD-NRW im August 2018 in Ceuta, FotoAfD  

(Foto von mir bearbeitet, damit keine anderen Personen zu sehen sind.) 

 1.6 Ceuta: Festung oder Pforte? 23. August 2018  

Gespräche mit Migranten auf ihrer Durchreise ins willkommensbereite “Sehnsuchtsland”.  

Nachdem Ende Juli rund 600 Schwarzafrikaner die spanische Exklave Ceuta gewaltsam unter Einsatz von 

Brandkalk und selbstgebauten Flammenwerfern gestürmt hatten, machten sich Roger Beckamp MdL und 

Matthias Helferich vom AfD-Landesvorstand NRW Anfang August 2018 auf den Weg nach Marokko. Ihre 

Reise startete in Marokko, wo derzeit 50.000 Afrikaner bis zur Weiterreise nach Europa ausharren. In der 

Hafenstadt Tanger trafen die NRW-Politiker auf junge Afrikaner, die sich durch Taschenläden ihre Flucht 

finanzieren oder mitunter in den engen Seitengassen der alten Hafenstadt Klebstoff schnüffeln. Von der 

beliebten Touristenstadt Tanger führte sie ihre Reise weiter an die afrikanische Küste zur spanischen Exklave 

Ceuta. Rund um Ceuta verstecken sich afrikanischen Migranten vor der marokkanischen Polizei, die erst vor 

Kurzem 1.600 Afrikaner zurück ins Landesinnere verwies. Derzeit ist fraglich, wie lange sich die Regierung 

Marokkos am Schutz der europäischen Außengrenze beteiligt, wird angesichts der Milliardenzahlungen an 

die Türkei die Forderung aus Rabat immer lauter, dass sich Europa stärker an der Finanzierung des 

Grenzschutzes beteiligen müsse. In Ceuta angekommen, suchten Beckamp und Helferich das Gespräch mit 

afrikanischen Migranten, für die Europa und vor allem Deutschland ein „Sehnsuchtsland“ darstellt. Meist 

sprachen die afrikanischen Migranten etwas Französisch und verwiesen darauf in Europa arbeiten und Geld 

verdienen zu wollen. Auch wenn sich Frankreich aufgrund der Sprache als Zielland der Migranten anbieten 

dürfte, wird sie das Grenzregime Frankreichs und die Sirenenrufe deutscher Sozialstaatlichkeit in die 

Bundesrepublik führen. Ein Malier erklärte den nordrhein-westfälischen Politikern offenherzig: „Ich will 

nach Deutschland und eine Fußballkarriere beim FC Bayern beginnen!“. Ein Wort zu angeblichen 

Fluchtgründen, wie sie von selbsternannten „Seenotrettern“ stets bemüht werden, fiel in keinem der 

Gespräche, es ging vielmehr stets darum, Geld in Europa zu verdienen. Die Festungsstadt Ceuta scheint sich 

trotz des starken Migrationsdrucks aus Afrika derzeit noch als europäische Stadt zu behaupten. Die spanische 

Linksregierung kann die neue Fluchtroute über das spanische Festland mit Gelassenheit betrachten, richten 

sich die Migrationsströme doch nach Frankreich und insbesondere Deutschland. „Das deutsch-spanische 

Abkommen ist reine Makulatur“, so Helferich, weil die Migranten nicht über Österreich einreisten, sondern 

sie ihr Weg nach Frankreich und die Benelux-Staaten sowie Deutschland führt. Die Einreise wird daher wohl 

vornehmlich über bzw. ggf. auch letztendlich nach NRW führen. 

NRW-Ministerpräsident Laschet (CDU) ist daher dringend aufzufordern, seine Verweigerungshaltung bei 

Grenzkontrollen aufzugeben und die Sicherheit Deutschlands nicht weiterhin leichtsinnig zu gefährden. 

Unterstützt wird die Grenzpolitik des Merkel-Stellvertreters von den Oberbürgermeistern Solingens, Kölns, 

Bonns und Düsseldorfs, die jüngst erklärten, Migranten aus dem Mittelmeer in ihren Städten willkommen 

heißen zu wollen. Wenig verwunderlich ist angesichts solcher Naivität, dass insbesondere (Nord-)Afrikaner 

zur Hauptproblemgruppe in NRWs Kommunen zählen. 
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3. https://www.afd.de/      (aktuelle Themen) 

 

3.1 https://www.afd.de/zuwanderung-asyl/ 

Afrika kann nicht in Europa gerettet werden 

Die Zukunft Deutschlands und Europas muss langfristig gesichert werden. Wir wollen unseren Nachkommen ein Land 

hinterlassen, das noch als unser Deutschland erkennbar ist. 

Während die europäische Bevölkerung überaltert und schrumpft, explodiert die Bevölkerungszahl in Afrika und den 

arabisch-muslimischen Ländern. Bis 2050 wird sich Prognosen zufolge die Bevölkerung Afrikas, einschließlich aller 

arabischen Länder, auf 2,4 Milliarden verdoppeln. Europas Bevölkerung hingegen wird sich im gleichen Zeitraum um 

etwa 50 auf dann ca. 540 Millionen Menschen verringern, wovon ein Drittel über 60 Jahre alt sein wird. 

Im Verhältnis zu Europa oder Amerika stellt Afrika ein Armenhaus dar. Aus beiden Ursachen – dem 

Bevölkerungswachstum in Afrika und dem Wohlstandsgefälle zu Europa – entsteht ein gewaltiger Wanderungsdruck, 

der Dimensionen einer Völkerwanderung hat. In absoluten Zahlen sind dies derzeit rund 350 Millionen 

wanderungswillige Menschen, überwiegend junge Männer. Bis 2050 wird sich deren Zahl auf rund 950 Millionen 

erhöhen. 

Vor diesem Problemhintergrund ist offensichtlich, dass Wanderungsbewegungen von Afrika nach Europa im zu 

erwartenden Umfang unseren Kontinent in wenigen Jahren destabilisieren können. 

Die individuellen Schutz- und Asylgarantien im Grundgesetz wurden 1949 für verfolgte Einzelpersonen geschaffen. Sie 

versprechen unter den heutigen Bedingungen der massenhaften, globalisierten Wanderungsbewegungen Unmögliches. 

Sie können nicht aufrechterhalten werden. 

 

Keine weitere Einwanderung in die Sozialsysteme 

Das hohe Niveau der deutschen Sozialleistungen zieht sowohl aus anderen EU-Staaten als auch aus Drittstaaten 

zahlreiche Armutszuwanderer an. Hierbei werden die Freizügigkeit in der EU bzw. das Asylrecht missbraucht, um sich 

Zugang zum Sozialsystem zu verschaffen. Diesem Missbrauch wollen wir einen Riegel vorschieben. 

Zuwanderung kann die Probleme der sozialen Sicherungssysteme nicht lösen, die in Deutschland durch den 

Geburtenrückgang entstanden sind und künftig verschärft in Erscheinung treten werden; vielmehr werden diese 

Probleme durch Art und Ausmaß der derzeitigen Zuwanderung verschärft. 

Die Grenzen müssen umgehend geschlossen werden, um die ungeregelte massenhafte Zuwanderung überwiegend 

beruflich Unqualifizierter in unser Land und seine Sozialsysteme sofort zu beenden. 

Wir brauchen über mehrere Jahre eine Minuszuwanderung. 

Vorrang vor Zuwanderung haben familien- und bevölkerungspolitische Maßnahmen, insbesondere eine „aktivierende 

Familienpolitik“, aber auch die Reduzierung der Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte aus Deutschland. 

Die rechtliche und soziale Privilegierung türkischer Staatsangehöriger in Deutschland und teilweise ihrer Angehörigen 

in der Türkei ist zu beenden. 

Einen Asylantrag soll nur stellen dürfen, wer seine Identität nachweist. Alle abgelehnten Asylbewerber sind umgehend 

in ihre Herkunftsländer zurückzuführen. Hilfsweise müssen die Migranten in aufnahmebereite Drittstaaten überführt 

werden. 

Wir wollen selbst entscheiden, wer zu uns kommt, und ausschließlich qualifizierten Zuzug nach Bedarf zulassen. 

 

Schlepperdienste beenden 

Die europäische Grenzschutzagentur Frontex und die Bundeswehr müssen ihre Schlepper-Hilfsdienste auf dem 

Mittelmeer beenden und alle Flüchtlingsboote an ihre Ausgangsorte zurückbringen, anstatt die Passagiere nach Europa 

zu befördern. 

Wo das rechtlich oder tatsächlich nicht möglich ist, sind sie nach dem australischen Vorbild ausnahmslos in 

außereuropäische Aufnahmezentren zu überführen. 

Wir fordern strenge Kontrollen an den deutschen Grenzübergängen und die Bewachung der grünen Grenze durch 

integrierte Sicherungssysteme, zu denen auch Zäune gehören können. 

 

Zweifelsfreie Identifizierung von Asylbewerbern ermöglichen  

Die AfD fordert die Schaffung der rechtlichen und technischen Voraussetzungen, damit alle Behörden 

länderübergreifend innerhalb kürzester Zeit feststellen können, ob eine Person schon andernorts unter abweichenden 

Personalien registriert ist. 

 

Kein Familiennachzug in unsere Sozialsysteme 

Wir lehnen jeglichen Familiennachzug für anerkannte Asylbewerber ab, da die deutschen Sozialsysteme diese Lasten 

nicht tragen können. 

Entfällt der Fluchtgrund im Herkunftsland anerkannter Asylbewerber, endet in aller Regel deren Aufenthaltserlaubnis. 

Sie müssen zurückkehren. Insbesondere der Schutz vor Bürgerkrieg ist rein temporär ausgelegt und darf nicht zu einer 

Einwanderung durch die Hintertür führen. 

 

Die Kosten für unbegleitete minderjährige Ausländer explodieren 

Unbegleitete, angeblich minderjährige Ausländer (UMA) missbrauchen das Ausländer- und Asylrecht. Sie sind fast alle 

männlich, und zwischen 50 und 80 Prozent derer, die sich als minderjährig ausgeben, sind tatsächlich volljährig. Ihre 

Kriminalitätsrate ist unverhältnismäßig hoch. Sie dienen als sogenannte Ankerkinder zum späteren Nachzug ihrer 

Familien. 
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2015 wurden in Deutschland 67.000 dieser als minderjährig eingestuften Ausländer neu registriert, 2016 erneut über 

50.000. Bei Kosten von durchschnittlich 60.000 bis 80.000 Euro pro UMA und Jahr entstehen schon heute jährliche 

Kosten nur für diese Personengruppe von schätzungsweise sechs bis zehn Milliarden Euro. Diese Missstände wollen 

wir beenden und fordern: 

− obligatorische Altersuntersuchungen, 

− den Ausschluss von Familiennachzug 

− und den ausnahmslosen Übergang ins Asylverfahren bei Erreichen der Volljährigkeit. 

 

Nein zur doppelten Staatsbürgerschaft  

Das Geburtsortsprinzip (Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit allein durch Geburt in Deutschland, auch wenn kein 

Elternteil Deutscher ist) wollen wir wieder aus dem Gesetz streichen und zum Abstammungsprinzip, wie es bis zum 

Jahr 2000 galt, zurückkehren. 

Die doppelte Staatsbürgerschaft soll auf wohlbegründete Sonderfälle beschränkt werden. 

  

Der Islam gehört nicht zu Deutschland 

Ein Islam, der unsere Rechtsordnung nicht respektiert oder sogar bekämpft und einen Herrschaftsanspruch als 

alleingültige Religion erhebt, ist mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung Deutschlands nicht vereinbar. Viele 

Muslime leben rechtstreu und sind geschätzte Mitglieder unserer Gesellschaft. Die AfD will jedoch verhindern, dass 

sich abgeschottete islamische Parallelgesellschaften weiter ausbreiten, in welchen muslimische ,,Friedensrichter“ 

Rechtsvorschriften der Scharia anwenden und das staatliche Monopol der Strafverfolgung und Rechtsprechung 

unterlaufen. 

Die AfD erkennt uneingeschränkt die Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit an. Sie fordert jedoch, der 

Religionsausübung durch Gesetze Schranken zu setzen. 

Einer Diffamierung rationaler Religionskritik als „Islamophobie“ oder „Rassismus“ tritt die AfD entgegen. Wir wollen 

verhindern, dass sich Muslime bis zum gewaltbereiten Salafismus und Terror radikalisieren. 

Die Finanzierung des Baus und Betriebs von Moscheen durch islamische Staaten oder ausländische Geldgeber bzw. 

deren Mittelsmänner soll unterbunden werden. 

Imame müssen sich vorbehaltlos zu unserem Grundgesetz bekennen. Die Predigten in Moscheen in Deutschland sollen 

in deutscher Sprache gehalten werden. Imame, die gegen das Grundgesetz agitieren, erhalten ein Predigtverbot und 

werden bei Vorliegen der rechtlichen Voraussetzungen abgeschoben. 

Die islamtheologischen Lehrstühle an deutschen Universitäten sind abzuschaffen und die Stellen der 

bekenntnisneutralen Islamwissenschaft zu übertragen. 

Burka und Niqab errichten durch die Gesichtsverhüllung eine Barriere zwischen der Trägerin und ihrer Umwelt und 

erschweren damit das Zusammenleben in der Gesellschaft. Im öffentlichen Dienst soll kein Kopftuch getragen werden, 

in Bildungseinrichtungen weder von Lehrerinnen noch von Schülerinnen in Anlehnung an das französische Modell. 

Die AfD fordert ein allgemeines Verbot der Vollverschleierung in der Öffentlichkeit und im öffentlichen Dienst. 

 

3.2 https://www.afd.de/aussenpolitik_sicherheit/ 
Nationale Sicherheitsstrategie 

Die AfD fordert eine nationale Sicherheitsstrategie mit einer jährlich stattfindenden Debatte zur deutschen 

Sicherheitspolitik im Bundestag sowie einer entsprechenden Regierungserklärung des Bundeskanzlers. 

Das Schengen-Abkommen betrachten wir als gescheitert, da eine wirksame Kontrolle der Außengrenzen nicht gegeben 

ist. 

Es muss deshalb wieder ein deutscher Grenzschutz aufgebaut werden, der die Staatsgrenzen zu schützen vermag und 

dabei den freien Personen- und Güterverkehr möglichst wenig behindert. 

 

3.3 https://www.afd.de/innere-sicherheit/ 
Innere Sicherheit 

Terror und Kriminalität sind keine Naturereignisse, die man kritiklos hinnehmen muss. Sie sind menschengemacht und 

haben Ursachen, die man bekämpfen kann. Genau das wollen wir tun. 

Der erhebliche Anteil von Ausländern gerade bei der Gewalt- und Drogenkriminalität führt derzeit viel zu selten zu 

ausländerrechtlichen Maßnahmen. 

Wir fordern daher: 

 Erleichterung der Ausweisung, insbesondere die Wiedereinführung der zwingenden Ausweisung auch schon 

bei geringfügiger Kriminalität 

 Verhängung der Ausweisung bereits durch die Strafgerichte 

 Ermöglichung der Unterbringung nicht abschiebbarer Krimineller im Ausland aufgrund bilateraler 

Vereinbarungen mit geeigneten Staaten. 

Die Einbürgerung Krimineller ist zuverlässig zu verhindern u.a. durch: 

 Abschaffung des einklagbaren Anspruchs auf Einbürgerung 

 Verschärfung der Ausschlussgründe für Einbürgerung bei Kriminalität. 

In folgenden Fällen soll eine Rücknahme der Einbürgerung (d.h. Ausbürgerung) erfolgen: 

 bei erheblicher Kriminalität innerhalb von zehn Jahren nach erfolgter Einbürgerung 

 bei Mitwirkung in Terrororganisationen (z.B. IS) 

 bei Zugehörigkeit zu kriminellen Clans und zwar auch dann, wenn die Rücknahme der Einbürgerung zur 

Staatenlosigkeit führt. 

 

https://www.afd.de/zuwanderung-asyl/#8b2e6e30e53990bea
https://www.afd.de/zuwanderung-asyl/#7407b465ae74a7471
https://www.afd.de/aussenpolitik_sicherheit/#075629fb84a9af73a


Organisierte Kriminalität bekämpfen 

Die Organisierte Kriminalität muss nachhaltig bekämpft werden. Die aus ihren Straftaten erzielten „Gewinne“ müssen 

restlos abgeschöpft werden. 

Da die Mehrzahl der Täter im Bereich der Organisierten Kriminalität Ausländer sind, soll bei begründetem Verdacht 

die Zugehörigkeit zu einer derartigen Organisation als Ausweisungsgrund eingeführt werden. 

 

3.4 https://www.afd.de/familie-bevoelkerung/ 
Familie | Bevölkerung 

Willkommenskultur für Kinder: Familienförderung und Bevölkerungsentwicklung 

Die dramatische Zunahme der Ehe- und Kinderlosigkeit und das Verschwinden normaler mittelgroßer Familien – von 

den etablierten Parteien längst als alternativlos hingenommen – sorgen für eine Schrumpfung unserer angestammten 

Bevölkerung um mehr als 250.000 Personen pro Jahr, mit stark steigender Tendenz. Die AfD stemmt sich gegen diesen 

Trend zur Selbstabschaffung und will Deutschlands Gesellschaft von Grund auf familien- und kinderfreundlicher 

gestalten. 

Deutschland braucht in der derzeitigen demografischen Lage einen Paradigmenwechsel hin zu einer 

Bevölkerungspolitik in Gestalt einer aktivierenden Familienpolitik. . 

Familienpolitik soll deshalb den Maßstab für alle mit ihr verbundenen Politikfelder setzen, insbesondere für die Sozial-, 

Steuer- und Bildungspolitik. 

Der Erhalt des eigenen Staatsvolks ist vorrangige Aufgabe der Politik und jeder Regierung. 

Eine kinderfreundliche Gesellschaft und der Erhalt des Staatsvolks sind daher als Staatsziel in das Grundgesetz 

aufzunehmen. 

 

3.5 https://www.afd.de/bildung-schule/ 

Islamunterricht gehört nicht an deutsche Schulen 

Da die islamischen Gemeinschaften in Deutschland keine kirchenähnliche Struktur aufweisen, soll ihnen das Privileg 

eines „bekenntnisgebundenen“ Religionsunterrichts an staatlichen Schulen nicht zugestanden werden. 

 

3.6 https://www.afd.de/kultur-medien/ 

Deutsche Leitkultur statt „Multikulturalismus“ 

Die AfD bekennt sich zur deutschen Leitkultur. Diese fußt auf den Werten des Christentums, der Antike, des 

Humanismus und der Aufklärung. Sie umfasst neben der deutschen Sprache auch unsere Bräuche und Traditionen, 

Geistes- und Kulturgeschichte. Damit eng verbunden sind unser liberaler Rechtsstaat, unsere Wertschätzung von 

Bildung, Kunst und Wissenschaft sowie die soziale Marktwirtschaft als Ausdruck menschlicher Kreativität und 

Schaffenskraft. 

Die Ideologie des Multikulturalismus gefährdet alle diese kulturellen Errungenschaften. „Multi-Kultur“ ist Nicht-

Kultur. Sie löst die Gemeinschaft auf und befördert die Entstehung von Parallelgesellschaften. Dauerhafte existierende 

Parallelgesellschaften führen sehr oft zu innenpolitischen Konflikten und können letztlich sogar den Zerfall eines 

Staates bewirken. 

Die AfD wird nicht zulassen, dass Deutschland aus falsch verstandener Toleranz sein kulturelles Gesicht verliert. 

 

3.7 https://www.afd.de/sozialpolitik/ 

Der Sozialstaat braucht Grenzen 

Unser Land steht vor großen sozialen Herausforderungen. Die Stabilisierung der Sozialsysteme erfordert bei einer 

schrumpfenden und alternden Bevölkerung besondere Anstrengungen. Unsere begrenzten Mittel stehen deshalb nicht 

für eine unverantwortliche Zuwanderungspolitik, wie sie sich kein anderes europäisches Land zumutet, zur Verfügung. 

Unser Sozialstaat kann nur erhalten werden, wenn die geforderte finanzielle Solidarität innerhalb einer klar definierten 

und begrenzten Gemeinschaft erbracht wird. 

Eine Auflösung des Nationalstaats führt unweigerlich zur Gefährdung unserer gewohnten sozialstaatlichen 

Errungenschaften. 

 

3.8 https://www.afd.de/demokratie-in-deutschland/ 

Deutschland als souveränen Staat erhalten: Nein zu den „Vereinigten Staaten von Europa“ 

Das bestehende „Lissabon-Europa“ ist zurückzuführen zu einer Organisation von Staaten, die auf der Basis 

völkerrechtlicher Verträge ihre Interessen und Aufgabenwahrnehmung definieren. Nicht rückholbare 

Souveränitätsverzichte zu Gunsten einer „immer enger“ werdenden Europäischen Union sind mit einer solchen 

Konstruktion nicht vereinbar. 

Sollte die gemeinsame Rückbesinnung auf ein „Europa der Vaterländer“ mit den derzeitigen Partnern in der EU nicht 

möglich sein, muss Deutschland nach dem Vorbild Großbritanniens aus der EU austreten. 

 

 

 

 

https://www.afd.de/innere-sicherheit/#4aa76ede45629fa7a
https://www.afd.de/familie-bevoelkerung/
https://www.afd.de/bildung-schule/#2353b0f36ed1dbd8f
https://www.afd.de/kultur-medien/
https://www.afd.de/kultur-medien/#9e86d23ca3e8a1daa
https://www.afd.de/sozialpolitik/#97a9e90925aad5533
https://www.afd.de/demokratie-in-deutschland/#baee030b8099eaeb7


4. https://www.afd.de/wahlprogramm-asyl-einwanderung/ 2021 

ASYL & EINWANDERUNG 

Human und rational handeln – Deutschland schützen 

 

Fluchtbewegungen des 21. Jahrhunderts können nicht mittels Aufnahme bewältigt werden 

Noch nie gab es global mehr Flüchtlinge als in den letzten Jahren. Neben kriegerischen Auseinandersetzungen und 

staatlichen Verfolgungshandlungen spielt insbesondere das enorme Bevölkerungswachstum auf dem afrikanischen 

Kontinent eine überragende Rolle. Da dies mit Armut und dem Kampf ums tägliche Überleben verbunden ist, wächst 

der Migrationsdruck auf Europa in besonderer Weise. Entgegen der Intention des UN-Migrationspakts kann dieses 

globale Problem nicht durch Migration gelöst werden. Selbst kleinere Teile dieser Entwicklung, die sich in Millionen 

von Menschen  ausdrücken lassen, können weder ökonomisch, noch sozial- und integrationspolitisch in Europa 

aufgefangen werden. Deutschland und die anderen europäischen Länder würden destabilisiert, ohne dass ein 

wirkungsvoller Beitrag zur Lösung des globalen Problems geleistet wird. 

 

Asylmissbrauch beenden 

Das derzeitige Asylsystem ist dysfunktional und gleicht einer Lotterie. Finanzielle Fehlanreize und unterlassene 

Abschiebungen führen zu illegaler  Migration, Schleuserkriminalität und zahlreichen Todesopfern im Mittelmeer. Die 

meisten dieser Migranten begeben sich in der Hoffnung auf ein besseres Leben auf den Weg nach Europa. Die Hilfe für 

Menschen in Not muss jedoch von der Aufnahme in Deutschland entkoppelt und in den Krisenregionen selbst geleistet 

werden, wo dies weit effektiver ist und viel mehr wirklich Hilfsbedürftige erreicht. 

Die unlösbaren Folgeprobleme 

Die desaströsen Folgen der unregulierten Massenzuwanderung seit 2015 sind unübersehbar und verschärfen sich weiter: 

überproportionale Zuwandererkriminalität, Terroranschläge und islamischer Separatismus belegen dies ebenso wie 

dreistellige Milliardenkosten, Wohnraummangel und die hohe Arbeitslosigkeit unter den Zuwanderern. Erfolgreiche 

Integration kann und wird so nicht gelingen. 

Unsere Lösung: Ein Schutzsystem des 21. Jahrhunderts in Anlehnung an das australische Modell. 

Eine existentielle Frage wie die Zuwanderung muss in demokratischer Selbstbestimmung auf nationaler Ebene 

entschieden werden. Unser Modell für das 21. Jahrhundert hat neben der Ablösung der überholten internationalen 

Regelwerke, wie der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951, folgende  Kernpunkte: 

 Fokus auf humanitäre Hilfe in Krisenregionen selbst (intrakontinentale Fluchtalternativen) 

 Zurückweisung von Asylsuchenden bei Einreise an der Grenze gemäß Art. 16a Abs. 2 S. 1 GG 

 Ausschließlich qualifizierte Einwanderung nach japanischem Vorbild 

 Humanitäre Aufnahme nur für vom Bundestag ausgewählte, besonders schutzbedürftige Personen, für deren 

Auswahl ein mit der deutschen Werte- und Gesellschaftsordnung vereinbarer kultureller und religiöser 

Hintergrund ein wichtiges Kriterium ist. 

Solange ein dauerhafter und wirksamer Schutz der EU-Außengrenzen fehlt und die untaugliche überstaatliche 

Rechtslage fortbesteht, muss Deutschland die Kontrolle der Grenzen und die Unterbindung illegaler 

Grenzüberschreitungen selbst in die Hand nehmen. 

Wir fordern daher: 

 Einreisen darf künftig nur noch, wem dies erlaubt ist. Zurückweisungen an der Grenze müssen wieder als 

selbstverständliches Recht souveräner Staaten aufgefasst werden. 

 Die Grenzen müssen zur Abwehr unerlaubter Zuwanderung und zur Kriminalitätsbekämpfung mit einer 

modernen und wirksamen Sicherung ausgestattet werden. Dabei muss grenzüberschreitender Pendler-, 

Urlaubs- und Warenverkehr ohne unzumutbare Einschränkungen gewährleistet sein. 

 Um die „Grüne Grenze“ mit derselben Effektivität überwachen zu können, wird ein umfassendes und 

modernes Grenzsicherungskonzept erarbeitet. Hierzu können auch physische Barrieren wie z. B. Grenzzäune 

zur Sicherung der Staatsgrenzen gehören. 

Asylparadies Deutschland schließen 

Seit 2015 trägt Deutschland die Hauptlast der illegalen Zuwanderung nach Europa, verursacht durch eine Vielzahl 

selbstverschuldeter Ursachen. Die AfD hat einen umfassenden Maßnahmenkatalog zur Wiederherstellung geordneter 

Verhältnisse im Asylverfahren erarbeitet und wird dessen Umsetzung konsequent einfordern: 

1. Keine pauschalen Zuwanderungskontingente und Umverteilungsquoten, egal ob im nationalstaatlichen, europäischen 

oder außereuropäischen Rahmen (z. B. Resettlement). 

2. Keine Aufnahme von Migranten im Rahmen einer „europäischen Lösung“, die durch Missbrauch der Seenotrettung 

nach Europa gelangen. Vielmehr muss gemäß dem internationalen Seerecht grundsätzlich eine Ausschiffung der 

Betroffenen am nächstgelegenen geeigneten Seehafen erfolgen. Die heute praktizierte Form der Seenotrettung wirkt 

häu- fig als tödlich endender Pull-Faktor. 

https://www.afd.de/wahlprogramm-asyl-einwanderung/


3. Beantragung von Asyl und Eröffnung des Antragsverfahrens nur bei nachgewiesener Identität und 

Staatsangehörigkeit. 

4. Strenge Bestrafung von Falschangaben im Asylverfahren. 

5. Ausweitung der Zahl sicherer Herkunftsstaaten. 

6. Bekämpfung des Missbrauchs legal erteilter Visa zum Zweck der Asylantragstellung; 

7. Verlust des Schutzstatus nach Reisen von Asylberechtigten in ihr Herkunftsland. Wer sein „Verfolgerland“ besucht 

hat, ist beim Versuch der Wiedereinreise an der deutschen Grenze zurückzuweisen. 

8. Ablehnung jeglichen Familiennachzuges für Flüchtlinge. 

9. Abschaffung des „Spurwechsels“ abgelehnter und ausreisepflichtiger Asylbewerber. Keine Belohnung für illegale 

Einreise und Verweigerung der Ausreise. 

10. Niederlassungserlaubnis für anerkannte Asylbewerber erst nach 10 Jahren. 

11. Beendigung des Wildwuchses bei der Asylverfahrensberatung und –betreuung. Die „Beratung und Betreuung“ 

erfolgt meist durch nichtstaatliche, freie Träger, die ein finanzielles Interesse an steigenden Flüchtlingszahlen und am 

Verbleib möglichst vieler Abgelehnter haben. Diese Organisationen zählen zur „Asyl-Industrie“, die sich am 

Asylsystem bereichert. Aus Verfahrens- und Rückkehrberatung wird nahezu immer eine Verweigerungs- und 

Bleibeberatung. Verfahrensberatung darf nur noch nach § 12 a Asylgesetz und nur durch staatliche Stellen erfolgen. 

12. Keine Arbeitserlaubnis mehr für Asylantragsteller und abgelehnte Asylbewerber. 

13. Jährliche Prüfung des Fortbestands von Asylgründen über zehn Jahre, da Asyl ein Recht auf Zeit ist und keine 

Anwartschaft auf dauerhafte Einwanderung begründet. 

14. Ausnahmslose Abschiebung von Gefährdern und Straftätern, auch nach Afghanistan, Irak und Syrien. 

15. Rückkehrpflichtige sollen eine handwerklich-praktische Grundausbildung erhalten können, die sie zum 

Wiederaufbau ihrer Heimat und zur dortigen Existenzgründung befähigt („fit for return“). 

 

Abschiebung und Rückkehr 

Die unterlassene Aufenthaltsbeendigung abgelehnter und ausreisepflichtiger Asylbewerber ist das Gegenteil von 

Rechtsstaatlichkeit: Sie ist Ausdruck fortgesetzten Staatsversagens. Die Zahl der Ausreisepflichtigen ist dabei 

kontinuierlich gestiegen und hat im zweiten Quartal 2021 die Zahl von ca. 300.000 Personen erreicht – während die 

Zahl freiwilliger Ausreisen und erfolgreicher Abschiebungen kontinuierlich sinkt. 

Die Politik hat vor der Aufgabe, diesen Widerspruch aufzulösen, kapituliert – getrieben von einer mächtigen Anti-

Abschiebe-Industrie. Es ist zynisch und inhuman, Menschen mit der faktischen Garantie auf dauerhaften Verbleib im 

„reichen” Deutschland anzulocken und dabei deren möglichen Tod im Mittelmeer in Kauf zu nehmen. 

Freiwillige Rückkehr ist einer Abschiebung aus finanziellen, organisatorischen und humanitären Gründen immer 

vorzuziehen, weshalb  Rückkehrbereitschaft deutlich mehr als bisher gefördert werden muss. 

Die AfD fordert daher zur Wiederherstellung rechtsstaatlicher Zustände: 

1. Eine Abschiebeoffensive zum Abbau des Überhangs an Ausreisepflichtigen. 

2. Eine nationale und eine supranationale „Remigrationsagenda“ als Schutzgewährung in Herkunfts- und 

Transitregionen nach dem Grundsatz „Hilfe vor Ort“. 

3. Keine Duldungen mehr, sondern Bescheinigungen über die Ausreisepflicht. 

4. Zuständigkeitsübertragung für den Vollzug von Abschiebungen an die Bundespolizei und deren entsprechende 

Ausstattung mit Personal und Kompetenzen. 

5. Verhinderung von Abschiebungen zu Straftatbestand erklären. 

6. Nutzung freier Platzkapazitäten bei Transportflügen der Bundeswehr, um die Anzahl der Abschiebungen zu erhöhen. 

7. Aufhebung der Kirchenasyl-Vereinbarung zwischen BAMF und Kirchen. Es ist nicht hinnehmbar, dass die Kirchen 

unter Missbrauch des Kirchenasyls die Fristen für Abschiebungen in EU-Länder aushebeln. 

 

Leben retten und soziale Gerechtigkeit herstellen 

Im internationalen Vergleich sind die Leistungen Deutschlands für Asylbewerber sehr hoch. Anerkannte erwartet eine 

lebenslängliche materielle Absicherung. Die Mittel dafür werden aufgebracht von Steuerzahlern, die schwer dafür 

arbeiten müssen, aber keine Wirtschaftsflüchtlinge eingeladen haben. 

Die Großzügigkeit des deutschen Staates verursacht eine erhebliche Sogwirkung, die zum Tod vieler Menschen führt. 

Die Bundesregierung lädt damit schwere moralische Schuld auf sich. 

Die Asylanerkennung führt zu einer sofortigen Gleichstellung in allen sozialen Sicherungssystemen, ohne jede 

vorangegangene Teilnahme am  Solidarsystem. Das ist sozial ungerecht. 

Die AfD fordert daher zur Senkung von Anreizen und zur Wahrung der sozialen Gerechtigkeit: 

 Sozialleistungen für Asylbewerber und Ausreisepflichtige sind ausnahmslos als Sachleistungen zu erbringen. 

 Asylanerkennung darf nicht länger den automatischen, sofortigen, zeitlich und inhaltlich unbegrenzten 

Anspruch auf alle Leistungen des Wohlfahrtsstaates bedeuten. Nach österreichischem Vorbild könnte eine 

Leistungsgewährung in voller Höhe auch vom Erreichen guter Sprachkenntnisse abhängig gemacht werden. 



 Eines der Hauptmotive für die gegenwärtige Massenmigration nach Deutschland und Europa ist die 

Möglichkeit von Migranten, in Deutschland bezogene Transferleistungen und auch legal oder illegal verdientes 

Geld zurück in ihre Heimatländer zu überweisen. Um diesen Migrationsanreiz zu beseitigen, befürworten wir 

die Einführung einer Steuer auf Rücküberweisungen, die den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) verlassen. 

Hilfe vor Ort statt Tod auf dem Weg nach Europa 

Hilfe vor Ort hat für die AfD höchste Priorität. Ihr ist absoluter Vorrang zu geben vor einer Aufnahme von 

Asylbewerbern in Deutschland. Zugleich werden damit wichtige Fluchtgründe abgebaut. Ein Teil der im Rahmen der 

Asylpolitik eingesetzten zweistelligen Milliardensummen kann heimatnah eine vielfache Wirkung entfalten und so 

helfen, den Migrationsdruck auch nachhaltig zu senken. 

 

Zuwanderung wieder national regeln 

Die zuwanderungspolitische Souveränität Deutschlands ist schon heute nicht mehr gegeben. Hauptgrund hierfür ist eine 

weitreichende Abgabe von Hoheitsrechten an die EU und der Beitritt zu internationalen Vereinbarungen, die allesamt 

eine linksextreme „One-world-Utopie“ 

verfolgen. 

Die AfD stellt sich dem entgegen. Sie tritt für die Rückgabe der Hoheitsrechte zur Rechtssetzung von Asyl und 

Zuwanderung ein und schlägt dafür die folgenden Maßnahmen vor: 

 Die Vergemeinschaftung des Aufenthalts- und Asylrechts wird rückgängig gemacht. Die europäische 

Grenzsicherung verbleibt dabei in europäischer Verantwortung (Frontex) parallel zur nationalstaatlichen 

Verantwortung für die eigene Grenzsicherung. 

 Deutschland kündigt unverzüglich den UN-Migrationspakt und den UN-Flüchtlingspakt auf, da diese trotz 

ihrer angeblichen Unverbindlichkeit in nationales Recht eingehen werden. 

 Der neue, von der Europäischen Kommission angestrebte EU-Migrationspakt soll verhindert werden bzw. der 

Beitritt Deutschlands unterbleiben. 

 Kein „Gemeinsames europäisches Asylsystem“ (GEAS) mit von der EU festgelegten Aufnahmequoten für 

Flüchtlinge. 

Qualifizierte Zuwanderung 

Das aktuelle Einwanderungssystem schadet Deutschland kulturell sowie wirtschaftlich und ist dringend 

reformbedürftig. Die AfD bekennt sich dazu,die kulturelle Identität Deutschlands zu wahren. 

Vorbild einer identitätswahrenden Migrationspolitik können für Deutschland nicht klassische Einwanderungsländer von 

der Größe Kanadas oder Australiens sein, sondern eher Länder wie Japan, die eine ihrer Landesstruktur entsprechende 

Begrenzung und Steuerung der Migration verfolgen. 

Durch Lockdown-Krise, Automatisierung und Digitalisierung sind die Zeiten rekordhoher Beschäftigung absehbar 

vorbei. Massenmigration erzeugt Lohndruck bis in die Mittelschicht hinein und führt zu Konkurrenz um 

Sozialleistungen. 

Wir fordern die Ausarbeitung eines umfassenden migrationspolitischen Ansatzes nach japanischem Vorbild mit dem 

Primärziel der Interessenwahrung der Deutschen und bereits zugewanderter Bürger, die sich zur kulturellen Identität 

Deutschlands bekennen. 

Die Behauptung einiger Wirtschaftsverbände und Lobbyisten, in Deutschland herrsche Fachkräftemangel und damit ein 

Bedarf an qualifizierter Einwanderung, dient nur vordergründig dem Gemeinwohl und darf deshalb nicht maßgeblich 

sein. Der schädliche Einfluss wirtschaftlicher  Partikularinteressen oder gar damit kaschierter antideutscher 

Ressentiments muss beendet werden. 

 

Integration 

Bei der Integration sehen wir Zuwanderer und Personen, denen wir einen vorübergehenden Schutz gewähren, in der 

Pflicht. Integration gelingt nur, wenn die Regeln, Traditionen und Werte unserer Gesellschaft akzeptiert werden. 

Unverzichtbar ist der Erwerb der deutschen Sprache. 

Die AfD fordert: 

 Bei qualifizierten Zuwanderern setzen wir eine intensive Integrationsbereitschaft voraus. Der Fokus muss auf 

dem Spracherwerb liegen, den wir bis zum Niveau B2 unterstützen wollen. 

 Integrationsprojekte sind einer staatlichen Evaluations- und Erfolgsprüfung zu unterziehen. Das Profitgeschäft 

von NGOs und Wohlfahrtsverbänden ist zu beenden. Bevorzugung von Migranten in Form einer Quotierung, 

unter Missachtung des Leistungsprinzips, muss ausgeschlossen werden. Abstriche hinsichtlich der 

Anforderungen bei der Ausbildung oder bei der Einstellung in den öffentlichen Dienst lehnen wir ab. 

 Die AfD verlangt, dass das Kopftuch als religiös-politisches Zeichen im Öffentlichen Dienst generell nicht 

gestattet und in öffentlichen Schulen weder von Lehrerinnen noch Schülerinnen getragen wird. Dies betrachten 

wir als eine der wichtigsten Bedingungen für eine gelingende Integration. Das Kopftuchverbot trägt zur 

Wahrung des Schulfriedens bei und ermöglicht jungen Mädchen eine freie Persönlichkeitsentwicklung und 

Selbstbestimmung. 

Die deutsche Staatsangehörigkeit ist ein kostbares Gut 

Das Geburtsortprinzip (Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Geburt in Deutschland, auch wenn kein 

Elternteil Deutscher ist) wollen wir wieder aus dem Gesetz streichen und zum Abstammungsprinzip zurückkehren, wie 



es bis zum Jahr 2000 galt. Die Anforderungen – besonders auch in zeitlicher Hinsicht – für eine Ermessenseinbürgerung 

müssen erheblich steigen und einen Anspruch auf Einbürgerung darf es nicht mehr geben. Die Verleihung der 

deutschen Staatsangehörigkeit soll als Erfolg eigener Anstrengung erlebt werden und die Betroffenen mit Stolz erfüllen 

können. 

5. https://www.afd.de/wahlprogramm-innere-sicherheit/  2021 

INNERE SICHERHEIT 

Der Terroranschlag auf den Weihnachtsmarkt an der Berliner Gedächtniskirche war der vorläufige Tiefpunkt einer 

ganzen Serie von Ereignissen, die zeigen, dass es um unsere Sicherheit schlecht bestellt ist. Die Gewaltexzesse der 

linksextremen „Antifa” und migrantischer Jugendbanden in den Straßen unserer Städte machen deutlich, wie sehr die 

innere Sicherheit Schaden genommen hat. Zunehmende Straßengewalt, Terror und Kriminalität sind jedoch keine 

Naturereignisse, die man kritiklos hinnehmen muss. Sie sind menschengemacht und haben Ursachen, die man 

bekämpfen kann. Genau das wollen wir tun. 

 

Wirksame Bekämpfung der Ausländerkriminalität 

Der erhebliche Anteil von Ausländern insbesondere bei der Gewalt- und Drogenkriminalität, aber auch bei öffentlichen 

Unruhen, führt derzeit viel zu selten zu ausländerrechtlichen Maßnahmen. Ausländische Kriminelle können sich sehr 

häufig auf Abschiebungshindernisse berufen und sind auf diese Weise von Abschiebung verschont. 

Wir fordern daher 

(a) die Erleichterung der Ausweisung, insbesondere die Wiedereinführung der zwingenden Ausweisung auch schon bei 

geringfügiger Kriminalität, 

(b) die Ausweisung bereits durch die Strafgerichte, 

(c) die Ermöglichung der Unterbringung nicht abgeschobener Krimineller im Ausland, 

(d) die Schaffung der Möglichkeit, Gefährder, insbesondere Terroristen, so lange in Haft zu nehmen, wie sie im Inland 

sind und von ihnen eine erhebliche  Gefahr für die Allgemeinheit ausgeht. 

Die Einbürgerung Krimineller ist zuverlässig zu verhindern durch die Ablehnung des Erwerbs der deutschen 

Staatsangehörigkeit durch Geburt in Deutschland, weil hierdurch u. a. Angehörige krimineller Clans automatisch zu 

deutschen Staatsbürgern werden können, die Abschaffung des einklagbaren Anspruchs auf Einbürgerung und die 

Verschärfung der Ausschlussgründe für Einbürgerung bei Kriminalität. 

Bei schwerer Kriminalität innerhalb von zehn Jahren nach erfolgter Einbürgerung (Mitwirkung in Terrororganisationen, 

Zugehörigkeit zu kriminellen Clans) ist die Einbürgerung zurückzunehmen. Hierzu ist Artikel 16 Absatz 1 GG 

entsprechend anzupassen. 

 

Vollstreckung im Ausland 

Zur Entlastung der Justizvollzugsanstalten sind für ausländische Straftäter Vereinbarungen mit möglichst heimatnahen 

Staaten zur Einrichtung von Vollzugsanstalten zu treffen, die den Anforderungen der europäischen 

Menschenrechtskonvention entsprechen. Diese sollen unter deutscher Leitung und der Anwendung deutschen Rechts 

stehen. 

 

Bundespolizei stärken – Grenzschutz ist nationale Aufgabe 

Die Sicherheit einer Nation basiert auf sicheren Grenzen. In Zeiten ungeregelter Migration und grenzüber schreitender 

Kriminalität und Terrorismus kommt dem Schutz der europäischen Binnengrenzen eine wachsende Bedeutung zu. Die 

Bundespolizei muss rechtlich, personell und technisch in die Lage versetzt werden, diese Aufgabe zu erfüllen. Wir 

wollen daher den Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei zur Bekämpfung illegaler Migration und 

grenzüberschreitender Kriminalität auf 50 km an den Landesgrenzen und im Seebereich auf 80 km ausweiten. 

Zudem fordern wir für die Bundespolizei den Einsatz modernster Fahndungstechnik wie den Einsatz von 

Gesichtserkennungssoftware. Fahndungserfolge bei Grenzkontrollen anlässlich internationaler Gipfeltreffen belegen das 

Erfordernis eines effizienten Grenzschutzes. Wir wollen die Bundespolizei personell und strukturell auf einen 

wirksamen Grenzschutz unseres Landes ausrichten. 

 

Organisierte Kriminalität bekämpfen 

Die Organisierte Kriminalität (OK) wollen wir entschieden und nachhaltig bekämpfen. Durch kriminelle Aktivitäten 

erworbene Vermögen müssen eingezogen werden. Das geschieht bisher noch nicht in zufriedenstellender Weise. Die 

schon bestehenden rechtlichen Instrumente dafür müssen besser genutzt und weiterentwickelt werden. 

Die Mehrzahl der Täter im Bereich der Organisierten Kriminalität sind Ausländer. Ihre Ausweisung muss vereinfacht 

werden. Deshalb ist für diesen Personenkreis die OK-Zugehörigkeit als Ausweisungsgrund einzuführen. 

 

6. https://www.afd.de/europa-neu-denken 
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Die AfD (Alternative für Deutschland) steht seit ihrer Gründung für eine Erneuerung des europäischen Gedankens. In 

Deutschland und darüber hinaus vertritt sie die Idee eines Europas der Vaterländer, einer europäischen Gemeinschaft 

souveräner, demokratischer Staaten. Diese Gemeinschaft sollte zum Wohle ihrer Bürger in jenen Aufgabenfeldern 

zusammenarbeiten, die gemeinsam effektiver gelöst werden können.Jedoch haben sich die EU und ihre unterstützenden 

Eliten von der ursprünglichen Idee einer europäischen Gemeinschaft entfernt. Statt einem starken Deutschland und 

anderen souveränen Nationen wird die Souveränität der Mitgliedsstaaten zunehmend untergraben. Ein EU-Superstaat ist 

das erklärte Ziel vieler Eliten, obwohl ein solcher Staat weder eine klare kulturelle Identität noch ein einheitliches 

Staatsvolk besitzt.  

 

4.1 Ein neues Haus für Europa 

Wir wollen Europa stärken und in seiner Vielfalt bewahren. Den Drang der EU zu immer mehr Zentralisierung und 

Bevormundung lehnen wir ab. Um die nationale Souveränität und die kulturelle Identität der Mitgliedstaaten 

zu erhalten, freien Handel in Europa zu gewährleisten 

und die überbordende Bürokratie endlich wirksam abzubauen, streben wir die Gründung einer neuen europäischen 

Wirtschafts- und Interessengemeinschaft an. In diesem „Bund europäischer Nationen“ wird 

es so viel nationale Eigenständigkeit wie möglich und 

so viel Zusammenarbeit wie nötig geben. 

 

4.2 Unser Land zuerst 
Um Frieden und Wohlstand in Deutschland und Europa 

zu sichern, wollen wir die Zuwanderung stark begrenzen und Parallelgesellschaften zurückdrängen. Insbesondere der 

politische Islam ist eine Gefahr für Deutschland 

und Europa. Wir wollen ein punktebasiertes Zuwanderungssystem nach japanischem Vorbild einführen, 

durch welches nur noch qualifizierte, integrationswillige Menschen zu uns kommen. Die deutsche Leitkultur 

muss für alle gelten, der massenhafte Asylmissbrauch muss ein Ende haben. 

 

4.3 Festung Europa 

Die ungeregelte und illegale Zuwanderung von Menschen aus der ganzen Welt überfordert uns. Wir wollen nicht zu 

Fremden im eigenen Land werden. Deshalb wollen wir den Zustrom schon an den europäischen Außengrenzen stoppen 

wie auch die Kontrolle über die deutschen Grenzen wieder herstellen. Asylverfahren wird es mit uns nur noch 

außerhalb Deutschlands geben. Wer kein Recht darauf hat, in Deutschland zu sein, muss wieder gehen. Abschiebungen 

werden wir im notwendigen Umfang konsequent durchführen. 

 

4.4 Freiheit statt Brüssel 

Wir wollen Europa stärken und in seiner Vielfalt bewahren. Den Drang der EU zu immer mehr Zentralisierung und 

Bevormundung lehnen wir ab. Um die nationale Souveränität und die kulturelle Identität der Mitgliedstaaten 

zu erhalten, freien Handel in Europa zu gewährleisten 

und die überbordende Bürokratie endlich wirksam abzubauen, streben wir die Gründung einer neuen europäischen 

Wirtschafts- und Interessengemeinschaft an. In diesem „Bund europäischer Nationen“ wird 

es so viel nationale Eigenständigkeit wie möglich und 

so viel Zusammenarbeit wie nötig geben. 

 

4.5 Mit Herz für Mensch und Tier 

Tiere sind unsere Mitgeschöpfe. Wir fordern tierfreundliche Haltungsbedingungen in der Landwirtschaft und ein Ende 

für Lebendtransporte quer durch Europa. Als Verbraucher wollen wir wissen, was in unserem Essen ist. Wir bestehen 

auf einer klaren Bezeichnung der Inhaltsstoffe. Insekten gehören für uns nicht auf den Teller, Fleischverbote wird es mit 

uns nicht geben. 

Schlussendlich hält die AfD die EU in ihrer aktuellen Form für nicht reformierbar. Statt der EU fordert die AfD einen 

“Bund europäischer Nationen“. Für sie steht das Wohl von Deutschland und seinen Bürgern immer an erster Stelle. 

Ein zentrales Anliegen, das auch im Kontext der Europawahl diskutiert wird. Mit der Vision “Einheit und Stärke nach 

außen – nationale Vielfalt nach innen” will die AfD eine Balance in der multipolaren Weltordnung schaffen und die 

Interessen von Deutschland und Europa verteidigen. 

 

 

 


